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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bergmannsversorgungsscheingesetzes und 
des Landesausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – So-
zialhilfe – für das Land Nordrhein-Westfalen 
 
 
A Problem 
 
In § 9 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über einen Bergmannsversorgungsschein im Land Nord-
rhein-Westfalen (Bergmannsversorgungsscheingesetz – BVSG NW) wird der Begriff „Be-
schäftigungslosigkeit“ durch einen Verweis auf § 119 Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 3 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) definiert. Dieser Verweis ist mit der Reform des SGB III 
jedoch veraltet.  
 
Mit dem Ausführungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des Bundesteil-
habegesetzes vom 21. Juli 2018 (GV.NRW. S. 411) wurde auch das Landesausführungsge-
setz zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozialhilfe – für das Land Nordrhein-
Westfalen (AG-SGB XII NRW) zum Jahr 2020 an die ab dem 1. Januar 2020 geltenden neuen 
Regelungen des Eingliederungshilferechts, die dann Teil des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch sind, angepasst. Dabei wurde die Neuausrichtung der Eingliederungshilfe von einer über-
wiegend einrichtungsbezogenen zu einer personenzentrierten Leistung, die zu einer Entkop-
pelung der Bedarfsdeckung mit dem Wegfall der Unterscheidung von ambulanten und statio-
nären Leistungen führt, berücksichtigt. In § 2a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a AG-SGB XII 
NRW, der die Zuständigkeiten der Landschaftsverbände als überörtliche Träger der Sozialhilfe 
regelt, besteht noch ein Anpassungsbedarf zum 1. Januar 2020, der zur Vermeidung von Zu-
ständigkeitsstreitigkeiten rechtzeitig bereinigt werden muss.  
 
 
B Lösung 
 
Redaktionelle Anpassung des § 9 BVSG NW. 
 
Anpassung des § 2a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a AG SGB XII NRW an die neue Begriff-
lichkeit des § 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch („Gemeinschaft-
liche Wohnformen“). 
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C Alternativen 
 
Keine. 
 
 
D Kosten 
 
Keine. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Federführend ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen, beteiligt sind das Ministerium der Finanzen, das Ministerium des Innern, das Minis-
terium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration und das Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Gleichstellung. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und Finanzlage der Gemeinden und 
 Gemeindeverbände 
 
Keine. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und privaten Haushalte 
 
Für die Unternehmen und die privaten Haushalte ergeben sich grundsätzlich keine Auswirkun-
gen aus dieser Gesetzesänderung. 
 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern.  
 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung im Land Nordrhein-West-
falen. 
 
 
J Befristung/Berichtspflicht 
 
Die bestehenden Berichtspflichten in § 20 BVSG NW und Artikel 8 des Ausführungsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes bleiben beste-
hen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzes-
bestimmungen 

 
Gesetz zur Änderung des Bergmanns-
versorgungsscheingesetzes und des 

Landesausführungsgesetzes zum Sozial-
gesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – 
Sozialhilfe – für das Land Nordrhein-

Westfalen 
 

  

Artikel 1 
Änderung des Bergmannsversorgungs-

scheingesetzes 
 

 Gesetz über einen Bergmannsversor-
gungsschein im Land Nordrhein- 

Westfalen 

 
 
 
 
In § 9 Absatz 1 Satz 1 des Bergmannsver-
sorgungsscheingesetzes vom 20. Dezember 
1983 (GV. NRW. S. 635), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Mai 2009 
(GV. NRW. S. 299) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 119“ durch die Angabe „§ 138“ 
ersetzt. 
 

 § 9 
Hausbrandkohlen und sonstige Vergüns-

tigungen 
 
(1) Für die Dauer der außerbergbaulichen 
Beschäftigung, der Beschäftigungslosigkeit 
im Sinne des § 119 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder 
des Bezugs von Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben erhalten die Inhaber des Berg-
mannsversorgungsscheins vom bisherigen 
Bergbau-Arbeitgeber oder seinem Rechts-
nachfolger Hausbrandkohlen oder entspre-
chende Barabgeltung nach den für aktive 
Bergleute geltenden tariflichen oder betrieb-
lichen Regelungen. Das gilt auch für die In-
haber des Bergmannsversorgungsscheins, 
die Empfänger von Anpassungsgeld oder 
der Knappschaftsausgleichsleistung sind. 
Nach dem Ausscheiden aus der außerberg-
baulichen Beschäftigung erhalten Empfän-
ger einer Rente wegen teilweiser oder voller 
Erwerbsminderung oder einer Rente wegen 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit oder einer 
Altersrente Hausbrandkohlen oder Barab-
geltung nach den für ausgeschiedene Berg-
leute mit verminderter Erwerbsfähigkeit gel-
tenden tariflichen oder betrieblichen Rege-
lungen, wobei die in Satz 1 genannte Zeit un-
eingeschränkt wie Bergarbeit gerechnet 
wird. Eine Bezugsberechtigung entsteht 
nicht, wenn der Inhaber des Bergmannsver-
sorgungsscheines wegen eigenen Verschul-
dens aus dem letzten Bergbauarbeitsverhält-
nis fristlos entlassen worden ist. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=10490&vd_back=N482&sg=1&menu=1
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(2) Die bisherige Werkswohnung soll dem In-
haber des Bergmannsversorgungsscheins in 
nachgehender fürsorglicher Betreuung be-
lassen werden. Soweit das Mietverhältnis 
ohne Verschulden des Mieters aufgelöst 
wird, hat der bisherige Bergbau-Arbeitgeber 
im Zusammenwirken mit der Zentralstelle die 
anderweitige zumutbare wohnliche Unter-
bringung des Inhabers des Bergmannsver-
sorgungsscheins nach Kräften zu fördern. 

(3) In jedem außerbergbaulichen Beschäfti-
gungsbetrieb sind dem Inhaber des Berg-
mannsversorgungsscheins bei der Gewäh-
rung des Urlaubs, des Tariflohnes und sons-
tiger Leistungen die im Bergbau unter Tage 
verbrachten Beschäftigungszeiten als gleich-
wertige Berufsjahre oder als gleichwertige 
Zeiten der Betriebszugehörigkeit anzurech-
nen. Die Anrechnung der Untertagezeiten 
darf sich jedoch - außer bei Betriebsrenten - 
nicht mehrfach auswirken; soweit die An-
rechnung zu mehreren Betriebsrenten führt 
oder sich auf deren Höhe auswirkt, dürfen 
die einzelnen Renten entsprechend der 
Dauer der Betriebszugehörigkeit so weit - 
auch unter die Mindestbeträge - gekürzt wer-
den, daß sie zusammen den günstigsten 
Einzelbetrag nicht überschreiten. 

 
Artikel 2 

Änderung des Landesausführungsgeset-
zes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes 

Buch (SGB XII) – Sozialhilfe – für das 
Land Nordrhein-Westfalen 

 

  
Landesausführungsgesetz  

zum Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch (SGB XII) - Sozialhilfe -  

für das Land Nordrhein-Westfalen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 2a 
 
(1) Der überörtliche Träger ist sachlich zu-
ständig 
 
1. für Leistungen nach dem Fünften bis 

Neunten Kapitel des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 
a) für Personen, die in § 53 Absatz 1 Satz 

1 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch genannt sind, Menschen mit einer 
sonstigen geistigen oder seelischen Be-
einträchtigung, mit Anfallserkrankung o-
der einer Suchterkrankung bis zur Voll-
endung des 65. Lebensjahres, wenn es 
wegen der Beeinträchtigung oder der 
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In § 2a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a des 
Landesausführungsgesetzes zum Sozialge-
setzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozial-
hilfe – für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 816), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 414) geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „Einrich-
tung“ die Wörter „oder in einer gemeinschaft-
lichen Wohnform nach § 42a Absatz 2 Satz 
1 Nummer 2 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch“ eingefügt.  
 

Krankheit dieser Personen in Verbin-
dung mit den Besonderheiten des Ein-
zelfalls erforderlich ist, die Hilfe in einer 
teilstationären oder stationären Einrich-
tung zu gewähren; für Personen, die bei 
Vollendung des 65. Lebensjahres wei-
terhin teilstationäre Leistungen in einer 
Werkstatt für Menschen mit Behinde-
rung erhalten, besteht die Zuständigkeit 
über das 65. Lebensjahr hinaus bis zur 
Altersgrenze des § 41 Absatz 2 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch,  

 
 
 
 
b) für Personen, die bei Vollendung des 65. 

Lebensjahres ununterbrochen seit min-
destens zwölf Monaten Eingliederungs-
hilfe nach Buchstabe a erhalten haben, 
wenn die Leistung weiterhin in einer sta-
tionären Einrichtung erbracht wird; 

 
§ 97 Absatz 4 des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch bleibt unberührt; 
 
2. 
a) für alle ambulanten Leistungen nach 

dem Sechsten und Siebten Kapitel des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für 
Menschen mit Behinderungen von der 
Vollendung des 18. bis zur Vollendung 
des 65. Lebensjahres, ohne die ein 
selbstständiges Wohnen außerhalb der 
Herkunftsfamilie nicht ermöglicht oder 
gesichert werden kann; werden diese 
Leistungen erbracht, umfasst die Zu-
ständigkeit auch alle gleichzeitig zu er-
bringenden Leistungen nach dem Fünf-
ten bis Neunten Kapitel des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch, 

 
b) für Personen, die bei Vollendung des 65. 

Lebensjahres ununterbrochen seit min-
destens zwölf Monaten Leistungen nach 
Buchstabe a erhalten haben, wenn die 
Leistung weiterhin in ambulanter Form 
erbracht wird,  

 
3. für die Hilfe zum Besuch einer Hoch-

schule im Rahmen der Eingliederungs-
hilfe nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch,  
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4. für die Versorgung mit Körperersatzstü-
cken im Rahmen der Eingliederungshilfe 
nach dem Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch und größeren Hilfsmitteln im Sinne 
des § 54 Absatz 1 Satz 1 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung 
mit den §§ 26, 33 und 55 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch - Rehabilita-
tion und Teilhabe behinderter Menschen 
- (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 
2001, BGBl. I S. 1046, 1047), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2598) 
geändert worden ist; größere Hilfsmittel 
sind solche, deren Preis mindestens 
180 Euro beträgt, 

 
5. die Hilfe zur Überwindung besonderer 

sozialer Schwierigkeiten nach den §§ 67 
bis 69 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch für Personen bis zur Vollen-
dung des 65. Lebensjahres,  

 
a) wenn es erforderlich ist, die Hilfe in einer 

teilstationären oder stationären Einrich-
tung zu gewähren, 

 
b) wenn sie dazu dient, Hilfe in einer teil-

stationären oder stationären Einrichtung 
zu verhindern; 

 
§ 97 Absatz 4 des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch bleibt unberührt;  
 
6. für die Leistungen der Blindenhilfe nach 

§ 72 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch,  

 
7. für die Hilfe für die Betreuung in einer 

Pflegefamilie gemäß § 54 Absatz 3 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch; die 
sachliche Zuständigkeit für Hilfen in ei-
ner Pflegefamilie nach dieser Vorschrift 
umfasst auch die sachliche Zuständig-
keit für Leistungen, die gleichzeitig nach 
anderen Kapiteln des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch zu erbringen sind, 

 
8. für die Leistungen zur Teilhabe am Ar-

beitsleben nach § 140 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch und 

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/4579 

 
 

7 

9. für die durch §§ 85 und 86 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch - Soziale Pflege-
versicherung (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 
1015), das zuletzt durch Artikel 2a des 
Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2423) geändert worden ist, zugewie-
senen Aufgaben. 

 
(2) Die Zuständigkeit des überörtlichen Trä-
gers nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
und Nummer 5 Buchstabe b umfasst auch 
die Planungsverantwortung und die Ermitt-
lung des Bedarfs. § 4 Absatz2 und § 58 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sowie 
§ 95 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
-Sozialverwaltungsverfahren und Sozialda-
tenschutz - in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. Januar 2001 (BGBl I. S. 130), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) geändert wor-
den ist, sind zu beachten. 
 
(3) Die sachliche Zuständigkeit des überört-
lichen Trägers bei der Leistungserbringung 
nach Absatz 1 umfasst auch die Zuständig-
keit und die Aufgaben nach dem Zehnten 
Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch. Soweit ein örtlicher Träger für Verträge 
und Vereinbarungen mit Leistungserbringern 
nach dem Zehnten Kapitel des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch oder dem Siebten 
und Achten Kapitel des Elften Buches Sozi-
algesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, 
BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Ar-
tikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2757) geändert worden ist, zu-
ständig ist, kann der überörtliche Träger auf 
Anforderung den örtlichen Träger dabei un-
terstützen. Verträge und Vereinbarungen 
nach dem Zehnten Kapitel des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch, die vom überörtli-
chen Träger vor dem 1. Januar 2018 ge-
schlossen wurden, bleiben bis zum Ab-
schluss neuer Vereinbarungen wirksam. 
 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 

  

Artikel 1 tritt am Tag nach seiner Verkündung 
und Artikel 2 am 1. Januar 2020 in Kraft. 
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Begründung 
 
 
A Allgemeines 
 
Es handelt sich um redaktionelle bzw. klarstellende Anpassungen. 
 
 
B  Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Begründung zu Artikel 1 (Gesetz zur Änderung des Bergmannsversorgungsscheinge-
setzes) 
 
Redaktionelle Folgeänderungen auf Grund des Gesetzes zur Verbesserung der Eingliede-
rungschancen am Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011 (BGBl I S. 2854-2926). 
 
Zu Artikel 2 (Änderung des Landesausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch Zwölf-
tes Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - für das Land Nordrhein-Westfalen zum Jahr 2020) 
 
Es handelt sich um eine klarstellende Anpassung zur Umsetzung des gesetzlich Gewollten. 
Die Landschaftsverbände als überörtliche Träger der Sozialhilfe sind bislang zuständig für sta-
tionäre Eingliederungshilfe und für alle gleichzeitig in der Einrichtung zu erbringenden Sozial-
hilfeleistungen nach anderen Kapiteln des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Mit Ausnahme 
der existenzsichernden Leistungen soll diese Zuständigkeit der Landschaftsverbände auch ab 
dem 1. Januar 2020 weiterhin Gültigkeit haben. Durch den Verweis auf § 42a Absatz 2 Num-
mer 1 Satz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch wird nunmehr bei der Eingliederungshilfe 
auf das „gemeinschaftliche Wohnen“ anstatt auf stationäre Einrichtungen abgestellt. 
 
Zu Artikel 3  
 
Der Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 


